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N I E D E R S C H R I F T 

(öffentlicher Teil) 

79. Sitzung des Hauptausschusses 
 

 

Sitzungstermin: Dienstag, 25.04.2023 

Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 

Sitzungsende: 18:38 Uhr 

Sitzungsort: Bürgerschaftssaal, Rathaus, 23552 Lübeck 

 Anwesende Mitglieder  

 Vorsitz  

   Peter Petereit - SPD Fraktionsvorsitzender  

 Mitglieder aus der Bürgerschaft  

   Oliver Prieur - CDU Fraktionsvorsitzender  

  Dr. Axel Flasbarth - BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN Stell-
vertr. Fraktionsvorsitzender 

 

   Sabine Haltern - SPD Stellvertr. Fraktionsvorsitzende  

   David Jenniches - AfD Fraktionsvorsitzender  

   Lars Lehrke - Die Unabhängigen   

  Dr. Marek Lengen - SPD   

   Christopher Lötsch - CDU   

   Sascha Luetkens - DIE LINKE Stellvertr. Fraktionsvorsit-
zender 

 

  2. Stellvertr. Stadtpräsidentin Silke Mählenhoff - BÜNDNIS 
90 / DIE GRÜNEN  

Vertretung für: Frau Birte Duggen 

   Jochen Mauritz - CDU  Vertretung für: Herrn Ulrich Krause 
Stellvertr. Fraktionsvorsitzender 

   Thomas Misch - FREIE WÄHLER & GAL Stellvertr. Frak-
tionsvorsitzender 

 

   Thomas Rathcke - FDP Fraktionsvorsitzender Teilnahme bis einschl. TOP 14.1 / 
18.31 Uhr 

   Peter Reinhardt - SPD Stellvertr. Fraktionsvorsitzender  

   Bernhard Simon - CDU   

   Lothar Möller - BfL Fraktionsvorsitzender  

 Beiratsmitglieder  

   Götz Gebert - Beirat für Senior:innen   

 Weitere Teilnehmer aus Bürgerschaft und Fraktion  

   Andreas Müller - DIE LINKE   

   Claus Schaafberg - BfL   
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  1. Stellvertr. Stadtpräsident Ulrich Pluschkell - SPD   

 Verwaltung  

  Bürgermeister Jan Lindenau - FB 1 - Bürgermeister   

  Senatorin Monika Frank - FB 4 - Kultur und Bildung   

  Senatorin Pia Steinrücke - FB 2 - Wirtschaft und Soziales   

  Senator Ludger Hinsen - FB 3 - Umwelt, Sicherheit und 
Ordnung  

 

  Senatorin Joanna Hagen - FB 5 - Planen und Bauen   

   Arnd Babendererde -  5.651  GMHL Teilnahme ab TOP 7.1 / 17.30 Uhr 

   Oliver Groth - 1.101 Bürgermeisterkanzlei   

   Ralf Kuschmierz -  Controlling FB2 Teilnahme öffentl. Teil bis TOP 10 / 
17.32 Uhr 

   Beate Lege -  1.102 Logistik, Statistik und Wahlen Teilnahme öffentl. Teil bis TOP 10 / 
17.32 Uhr 

   Simone Philipp -  1.110 Personal Teilnahme öffentl. Teil bis TOP 10 / 
17.32 Uhr 

   Manfred Uhlig -  1.201 Haushalt und Steuerung Teilnahme bis TOP 14.1 / 18.26 Uhr 

   Sebastian Ziemann - 1.300 Recht   

 Protokollführung  

   Antje Luck - 1.101 Bürgermeisterkanzlei   

 Entschuldigte Mitglieder  

 Mitglieder aus der Bürgerschaft  

   Birte Duggen - BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN  entschuldigt 

   Ulrich Krause - CDU Stellvertr. Fraktionsvorsitzender entschuldigt 

   Wolfgang Neskovic - Fraktion 21 Fraktionsvorsitzender entschuldigt 
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T a g e s o r d n u n g: 
 

Öffentlicher Teil: 

 

 1 Eröffnung / Begrüßung / Feststellung der Tagesordnung / 
Verpflichtungen 

 
 

  

 2 Genehmigung der Niederschrift  
   

 2.1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 28.03.2023  
   

 3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen  
   

 3.1 Mündl. Sachstandsbericht betr. Marienkrankenhaus  
   

 3.2 Ausschreibungstext der Planstelle der Leitung des Berei-
ches Stadtwald 

VO/2023/12085 
 

  

 3.3 Anfrage des AM Thorsten Fürter (FDP) zum Verzicht auf 
offizielle städtische Social-Media-Kanäle 

VO/2022/11152 
 

  

 3.3.1 Anfrage des stellv. AM Thorsten Fürter (FDP) zur Nutzung 
von Social Media Kanälen für Öffentlichkeitsarbeit der Han-
sestadt Lübeck 

VO/2023/11955 
 

  

 3.3.2 Antwort - Anfrage des stellv. AM Thorsten Fürter (FDP) zur 
Nutzung von Social Media Kanälen für Öffentlichkeitsarbeit 
der Hansestadt Lübeck 

VO/2023/11955-01 
 

  

 3.4 AM Wolfgang Neskovic: Stadteigene Rechenzentren VO/2023/12100 
   

 3.5 AM Oliver Prieur (CDU): Zuteilung von Flüchtlingen bzw. 
Asylbewerbern - aktuelle Situation in Lübeck 

VO/2023/12114 
 

  

 3.6 AM Christopher Lötsch (CDU): Instandhaltungsbedarf und 
Erhaltungs-/Sanierungsmaßnahmen Schuppen 9 

VO/2023/12169 
 

  

 3.7 NEU: mündl. Anfrage des AM Prieur (CDU) betr. Planungs-
tand zum Parkhaus  
mittlere Wallhalbinsel 

 
 

  

 3.8 NEU: mündl. Anfrage des AM Prieur (CDU) betr. Klimacamp 
auf dem Markt 

 
 

  

 3.9 NEU: mündl. Anfrage des AM Simon (CDU) betr. Rahmen-
plan Campus Lübeck 

 
 

  

 3.10 NEU: mündl. Anfrage des AM Rathcke betr. Wahlbenach-
richtigungen 

 
 

  

 3.11 NEU: mündl. Anfrage des AM Lehrke (Die Unabhängigen) 
betr. Aufzeichnung der Sitzungen der Bürgerschaft 

 
 

  

 3.12 NEU: mündl. Anfrage des AM Dr. Flasbarth (Bündnis 90/  
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Die Grünen) betr. Umsetzungsstand "Weiterbetrieb HGH"  

  

 3.13 NEU: mündl. Mitteilung des Bürgermeisters betr. Auswir-
kungen der Zustimmung zum Schlichterspruch auf den 
städtischen Haushalt 

 
 

  

 3.14 NEU: mündl. Mitteilung des Bürgermeisters betr. Ergebnis 
Jahresabschluss 2021 - 2022 

 
 

  

 4 Berichte  
   

 5 Beschlussvorlagen  
   

 5.1 BW 60 Sandbergbrücke: Abbruch und Herstellung eines 
niveaugleichen Knotenpunkts - Projektfreigabe 

VO/2022/11646 
 

  

 5.2 Freigabe zur Umsetzung der Maßnahme "Erneuerung Gleis 
11" im Bahnhof Lübeck-Skandinavienkai 

VO/2023/12004 
 

  

 6 Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft  
   

 7 Anträge von Ausschussmitgliedern  
   

 7.1 AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN) & AM 
Lars Lehrke (Die Unabhängigen): Verbesserungen bei der 
Akteneinsicht 

VO/2023/12068 
 

  

 7.1.1 Akteneinsicht; hier: Stellungnahme des Bereichs Recht VO/2023/12183 
   

 7.2 Antrag des AM Lars Lehrke (Die Unabhängigen): Aus-
tauschantrag zu Rüge des Bürgermeisters wegen mangeln-
der Unterrichtung der Gremien 

VO/2023/12074-01 
 

  

 7.2.1 Rüge des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung 
der Gremien; hier: Stellungnahme des Bürgermeisters 

2023/12074-01-01 
 

  

 8 Gleichstellung  
   

 9 Verschiedenes  
   

 10 Ende des öffentlichen Teils  
   

 16 Bekanntgabe der im nicht öffentlichen Teil gefassten Be-
schlüsse 
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Öffentlicher Teil: 

 
 

zu 1 Eröffnung / Begrüßung / Feststellung der Tagesordnung / Verpflichtungen 
 

 
 

Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung mit der Feststellung der 
Beschlussfähigkeit. 
 
Ferner macht der Vorsitzende darauf aufmerksam, dass Personen, die möglicherweise be-
fangen sein könnten, verpflichtet sind, dieses mitzuteilen. Ob jemand befangen sein könnte, 
entscheidet im Zweifel der Ausschuss. 
 
Der Vorsitzende weist zudem darauf hin, dass Tonbandaufzeichnungen vorgenommen wer-
den, die ausschließlich der Protokollerstellung dienen. 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass nachstehende Unterlagen zur heutigen Sitzung noch 
eingereicht wurden: 
NEU TOP 3.5/VO 12114  Anfrage AM Oliver Prieur betr. Zuteilung von Flüchtlingen bzw. 

Asylbewerbern – aktuelle Situation in Lübeck 

NEU TOP 3.6/VO 12169  AM Christopher Lötsch (CDU): Instandhaltungsbedarf und Erhal-

tungs-/Sanierungsmaßnahmen Schuppen 9 

TOP 7.1.1/VO 12183  Stellungnahme des Bereiches Recht betr. Akteneinsicht 

TOP 7.2.1/VO 12074-01-01  Stellungnahme des Bürgeremeisters 

NEU TOP 14.1.2/VO 12162  Änderungsantrag des AM Thomas Rathcke (FDP) zu 

VO/2023/11969 Beauftragung  eines kommunalen Wärme- und  

Kälteplans gemäß §7 EWKG 

Der Vorsitzende teilt mit, dass der Bürgermeister unter TOP 3 noch Mitteilung zu folgenden 
Themen angekündigt hat:  
 

 Auswirkung Zustimmung Ergebnis Schlichterspruch auf den städt. HH 

 Ergebnis Jahresabschluss 2021 - 2022  

AM Lötsch fragt unter Bezugnahme auf den Bürgerschaftsbeschluss vom 30.03.2023 nach 
dem Bericht für den Hauptausschuss zur weiteren Planung für das Mehrgenerationenhaus  
in Eichholz.  
Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Lindenau und sagt zu, die Thematik zu prüfen.   
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass gemäß § 35 Abs. 2 der Gemeindeordnung ein ge-
sonderter Verfahrensbeschluss mit 2/3 Mehrheit über die nichtöffentliche Behandlung von 
Vorlagen erforderlich ist. Er lässt über die Zuordnung der für den nichtöffentlichen Teil an-
gemeldeten TOP einzeln abstimmen: 
 

Der Hauptausschuss stimmt mit Stimmenmehrheit  
der nichtöffentlichen Beratung des TOP 14.1 zu. 

 
Der Hauptausschuss stimmt mit Stimmenmehrheit  
der nichtöffentlichen Beratung des TOP 14.1.1 zu. 
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Der Hauptausschuss stimmt mit Stimmenmehrheit  
der nichtöffentlichen Beratung des TOP 14.2 zu. 

 
Der Hauptausschuss stimmt mit Stimmenmehrheit  

der nichtöffentlichen Beratung des TOP 14.3 zu. 
 

Der Vorsitzende teilt mit, dass gem. § 39 Abs. 3 der Geschäftsordnung der Bürgerschaft 
über die Teilnahme von Verwaltungsmitarbeitenden im nichtöffentlichen Teil der Sitzung vor 
Eintritt abzustimmen ist. Der Bürgermeister hat um die Teilnahme von   
   
- Herrn Groth, Bereichsleitung 1.101 Bürgermeisterkanzlei 
- Herrn Uhlig, Bereichsleitung 1.201 Haushalt und Steuerung 
- Herrn Babendererde, stellv. Bereichsleitung 5.651 Gebäudemanagement  
 

Der Hauptauschuss stimmt einstimmig der Teilnahme  
von Herrn Groth, Herrn Uhlig und Herrn Babendererde 

am nichtöffentlichen Teil der Sitzung zu. 
 
Des Weiteren gibt der Vorsitzende bekannt, dass der Hauptausschuss in seiner letzten Sit-
zung am 28.03.2023 folgende Beschlüsse im nichtöffentlichen Teil gefasst habe: 
 

 Der Bürgermeister wird beauftragt, das Sanierungsmanagement für das Energetische Quar-
tierskonzept Marli für 3 Jahre im Rahmen des Fördermittelprogramms KfW 432 auszuschrei-
ben. 
 

 Die Entscheidung zu den Beschlusspunkten 1 und 2 hat der Hauptausschuss vorbehaltlich 
der   Zustimmung der Bürgerschaft zur überplanmäßigen Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
gem.       § 82 Abs. 1 GO für das Produkt Archäologie und Denkmalpflege getroffen: 
 
1. Das Projekt zur Schiffswrackbergung wird freigegeben und der Vergabe wird zugstimmt. 

2. Der Bürgermeister wird mit der Umsetzung der Maßnahmen beauftragt und hat hierzu die 

haushaltsmäßige Ordnung herzustellen.  

Auf Nachfrage des Vorsitzenden werden keine weiteren Änderungswünsche zur Tagesord-
nung vorgetragen. 
 

Der Hauptausschuss stellt die Tagesordnung  
einstimmig fest. 

  
 
 

zu 2 Genehmigung der Niederschrift 
 

 
 
 

zu 2.1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 28.03.2023 
 

 
 

AM Dr. Lengen gibt den Hinweis zu TOP 5.4 der Niederschrift, dass die Beratung und der 
Beschluss inhaltlich korrekt widergegeben seien, im Beschlusstext jedoch falsch gekenn-
zeichnet worden sei, indem anstelle des letzten Halbsatzes zu Ziffer 5 des Beschlussvor-
schlags der gesamte Absatz gestrichen worden sei. 
 
Weitere Anmerkungen werden nicht vorgetragen.  
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Die Niederschrift ist damit unter Berücksichtigung der vorgetragenen Änderung in der vorge-
legten Fassung festgestellt. 
 
 

zu 3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen 
 

 
 
 

zu 3.1 Mündl. Sachstandsbericht betr. Marienkrankenhaus 
 

 
 

Herr Uhlig teilt unter Bezugnahme auf die bisherige Berichterstattung mit, dass sich die Ver-
waltung in laufende Gesprächen mit den Beteiligten einbringe. Eine Beantwortung der weite-
ren Fragen aus dem Berichtsauftrag der Bürgerschaft sei aufgrund der laufenden Gespräche 
zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht möglich.  
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.2 Ausschreibungstext der Planstelle der Leitung des Bereiches Stadtwald 
Vorlage: VO/2023/12085 

 

 
 

Auf Nachfrage von AM Prieur erläutert Herr Senator Hinsen das weitere Vorgehen zum Stel-
lenbesetzungsverfahren und schließt aus, dass es mit Blick auf das laufende Gerichtsverfah-
ren zu Kollisionen kommen könnte. 
 
Dazu sprechen AM Mählenhoff und erneut Herr Hinsen. Fragen von AM Mählenhoff, warum 
im Zusammenhang mit den Aufgabenschwerpunkten die Naturwaldakademie im Ausschrei-
bungstext nicht erwähnt sei, wie der in der Ausschreibung formulierte „angemessene wirt-
schaftliche Erfolg“ des Stadtwalds zu bewerten sei und warum im Anforderungsprofil auf 
Verwaltungserfahrung abgestellt würde, beantwortet Herr Hinsen und versichert, dass das 
Lübecker Waldkonzept im vollen Umfange weitergeführt werde wie bisher. Eine Beantwor-
tung der Fragen zur Naturwaldakademie und zum Anforderungsprofil kündigt Herr Hinsen für 
den nichtöffentlichen Teil der Sitzung an.  
 
AM Simon äußert Bedenken hinsichtlich des weiteren Vorgehens der Stellenwiederbeset-
zung.  
Dazu sprechen Herr Hinsen, AM Mählenhoff und erneut Herr Hinsen. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  
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Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.3 Anfrage des AM Thorsten Fürter (FDP) zum Verzicht auf offizielle städtische 
Social-Media-Kanäle 
Vorlage: VO/2022/11152 

 

 
 

Die Beratung des Tagesordnungspunkts erfolgt unter TOP 3.3.2. 
 
 
 

zu 3.3.1 Anfrage des stellv. AM Thorsten Fürter (FDP) zur Nutzung von Social Media 
Kanälen für Öffentlichkeitsarbeit der Hansestadt Lübeck 
Vorlage: VO/2023/11955 

 

 
 

Die Beratung des Tagesordnungspunkts erfolgt unter TOP 3.3.2. 
 
 
 

zu 3.3.2 Antwort - Anfrage des stellv. AM Thorsten Fürter (FDP) zur Nutzung von Social 
Media Kanälen für Öffentlichkeitsarbeit der Hansestadt Lübeck 
Vorlage: VO/2023/11955-01 

 

 
 

AM Rathcke hinterfragt, dass die Antwort von einer dem Bürgermeister weisungsgebunde-
nen Person bearbeitet worden sei. 
 
Herr Bürgermeister Lindenau erläutert das Vorgehen der Verwaltung zur Beantwortung die-
ser Anfrage und weist darauf hin, dass auf der Grundlage der GO-SH gehandelt worden sei. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.4 AM Wolfgang Neskovic: Stadteigene Rechenzentren 
Vorlage: VO/2023/12100 

 

 
 

Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt. 
 
 

 

 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  
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Abstimmungsergebnis 

 

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.5 AM Oliver Prieur (CDU): Zuteilung von Flüchtlingen bzw. Asylbewerbern - ak-
tuelle Situation in Lübeck 
Vorlage: VO/2023/12114 

 

 
 

Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.6 AM Christopher Lötsch (CDU): Instandhaltungsbedarf und Erhaltungs-
/Sanierungsmaßnahmen Schuppen 9 
Vorlage: VO/2023/12169 

 

 
 

Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.7 NEU: mündl. Anfrage des AM Prieur (CDU) betr. Planungstand zum Parkhaus  
mittlere Wallhalbinsel 

 

 
 

AM Prieur fragt mit Bezug auf seine Anfrage in der Sitzung des Hauptausschusses am 
14.03.2023 nach der Antwort der Verwaltung zum Stand der Planungen für die Parkhäuser 
auf der mittleren Wallhalbinsel. 
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Frau Senatorin Hagen sagt Beantwortung nach Klärung zu. 
 
 
 

zu 3.8 NEU: mündl. Anfrage des AM Prieur (CDU) betr. Klimacamp auf dem Markt 
 

 
 

Auf Nachfrage von AM Prieur erläutert Herr Senator Hinsen die durch die Verwaltung erfolg-
te Genehmigung des Klimacamps auf dem Markt auf der Grundlage der Versammlungsfrei-
heit nach Artikel 8 GG. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.9 NEU: mündl. Anfrage des AM Simon (CDU) betr. Rahmenplan Campus Lübeck 
 

 
 

AM Simon nimmt Bezug auf die mediale Berichterstattung zum Rahmenplan Campus 
Lübeck und fragt, wann die politischen Gremien über diese Thematik informiert würden. 
 
Frau Senatorin Hagen teilt mit, dass zu diesem Thema regelmäßig im Bauausschuss berich-
tet würde.  
 
Dazu sprechen Herr Simon, der Vorsitzende und Herr Bürgermeister Lindenau, der darauf 
hinweist, dass über den Verfahrensstand zum Rahmenplan Campus Lübeck am 20.06.22 
und am 11.07.22 im Bauausschuss informiert worden sei. 
 
Frau Hagen ergänzt, dass eine Information des Bauausschusses über das Wettbewerbser-
gebnis anstehend sei.  
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.10 NEU: mündl. Anfrage des AM Rathcke betr. Wahlbenachrichtigungen 
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Auf Nachfragen von AM Rathcke erläutert Herr Bürgermeister Lindenau das technische Ver-
sehen seitens der Deutschen Post bei der Erstellung der Druckvorlage. Hinsichtlich des ent-
standenen Schadens teilt Herr Lindenau mit, dass die Deutsche Post bereits deutliche Preis-
nachlässe in Aussicht gestellt habe und die Endabstimmung hierzu noch erfolge. 
 
Eine Nachfrage von Herrn Lötsch zum laufenden Versand der Postkarten mit der richtigen 
Anschrift des Wahllokals beantworten Herr Bürgermeister Lindenau und Frau Lege.  
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.11 NEU: mündl. Anfrage des AM Lehrke (Die Unabhängigen) betr. Aufzeichnung 
der Sitzungen der Bürgerschaft 

 

 
 

AM Lehrke fragt mit Bezug auf seine Anfrage zur Bereitstellung der Aufzeichnung der Bür-
gerschaftssitzungen im Hauptausschusses am 21.02.2023 nach dem Zeitplan für den Ab-
schluss der Ausschreibung, die Beauftragung der Leistung und die Einrichtung einer Media-
thek. 
 
Herr Bürgermeister Lindenau antwortet, dass vor dem Hintergrund des noch laufenden Ver-
fahrens derzeit kein Termin benannt werden könne. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.12 NEU: mündl. Anfrage des AM Dr. Flasbarth (Bündnis 90/ Die Grünen) betr. 
Umsetzungsstand "Weiterbetrieb HGH" 

 

 
 

AM Dr. Flasbarth fragt unter Bezugnahme auf die Beschlussfassung in der letzten Sitzung 
des Ausschusses für Soziales, ob der Auftrag, „zur anstehenden Ausschusssitzung vorzule-
gen: 

 Gutachten von Brandschutz – Herrn Schmidt 

 Stellungnahme der Feuerwehr und der Bauordnung 

sowie zur Sitzung die jeweiligen Fachleute Herr Schmidt, Herr Köstler, Frau Schindler und 
Herr Babendererde dazu zuladen“, sichergestellt sei. 
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Frau Senatorin Steinrücke bestätigt, dass die Verwaltung an der Zusammenstellung der Un-
terlagen arbeite und alle beteiligten Personen an der Sitzung teilnehmen würden. 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.13 NEU: mündl. Mitteilung des Bürgermeisters betr. Auswirkungen der Zustim-
mung zum Schlichterspruch auf den städtischen Haushalt 

 

 
 

Herr Bürgermeister Lindenau geht auf den Schlichterspruch und den Tarifabschluss für die 
Beschäftigten ein und informiert über die Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. Herr 
Lindenau führt aus, dass die Einmalzahlung zum Inflationsausgleich im laufenden Haushalts-
jahr Mehrkosten in Höhe von 7,2 Mio. Euro auslösen werde. Im Jahr 2024 entstehe eine 
Mehrbelastung durch die fortlaufende Tabellenentgeltanpassung ab dem 01.03.2024 in Höhe 
von 14,7 Mio. Euro sowie durch eine Einmalzahlung in Höhe von 1,2 Mio. Euro. Die laufen-
den Mehrkosten ab 2024 von ca. 16 Mio. Euro jährlich würden im Rahmen der Personalkos-
tenplanung berücksichtigt und den Gremien im Zuge der Haushaltsplanung entgegenge-
bracht. 
 
Nachfragen von AM Prieur zur Inflationsausgleichsprämie sowie von AM Flasbarth zur den 
finanziellen Auswirkungen im Fall einer Übernahme des Tarifabschlusses auf die Gruppe der 
Beamt:innen beantwortet Herr Lindenau.   
 
Eine Frage von AM Simon zur Berücksichtigung der Auswirkungen des Tarifabschlusses in 
den bereits geplanten Personalkostensteigerungen beantwortet Herr Uhlig.  
 
Zu den Auswirkungen des Inflationsausgleichs sprechen AM Reinhardt und Herr Lindenau. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.14 NEU: mündl. Mitteilung des Bürgermeisters betr. Ergebnis Jahresabschluss 
2021 - 2022 
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Herr Bürgermeister Lindenau informiert über das Ergebnis des Jahresabschlusses 2022 und 
führt einen insgesamt positiven Jahresabschluss von 64 Mio. Euro Überschuss an. Durch die 
solide Haushaltsentwicklung der letzten Jahre könne der stetig reduzierte Verlustvortrag 
nunmehr vollständig abgebaut werden. Herr Lindenau führt weiter aus, dass die solide Ei-
genkapitalquotenentwicklung von 15% auf 19% gesteigert werden konnte und die Darlehen 
der HL um 72 Mio. Euro gesunken seien. Im Weiteren geht Herr Lindenau auf eine positive 
Gewerbesteuerentwicklung ein.  
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 4 Berichte 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 5 Beschlussvorlagen 
 

 
 
 

zu 5.1 BW 60 Sandbergbrücke: Abbruch und Herstellung eines niveaugleichen Kno-
tenpunkts - Projektfreigabe 
Vorlage: VO/2022/11646 

 

 
 

Der Vorsitzende weist auf die geänderte Beschlussfassung des Bauausschusses zu dieser 
Vorlage hin. 
 
AM Dr. Flasbarth schlägt vor, das Schreiben der Verwaltung an die Mitglieder des Bauaus-
schusses als Beschlussvorschlag zu übernehmen. 
 
Es schließt sich eine Diskussion zum weiteren Verfahren an, an der sich mehrfach der Vor-
sitzende, Herr Bürgermeister Lindenau, mehrfach AM Dr. Flasbarth und AM Reinhardt betei-
ligen. Der Vorsitzende weist auf die Regelungen für Anträge in der Geschäftsordnung hin. 
Herr Bürgermeister Lindenau stellt klar, dass die Verwaltung keine Anträge für Fraktionen 
formulieren würde.  
 
Zu der geänderten Beschlussempfehlung sprechen AM Flasbarth, der nach einer Einschät-
zung der finanziellen Auswirkungen fragt, AM Lötsch, der sich für die Beschlussempfehlung 
des Bauausschusses ausspricht und AM Lehrke, der sich nach dem zeitlichen Mehraufwand 
erkundigt. 
 
Herr Lindenau teilt mit, dass augenscheinlich von deutlichen Kostensteigerungen auszuge-
hen sei und es auch zu einer zeitlichen Verzögerung kommen würde. 
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Der Vorsitzende lässt über den Beschlussvorschlag in der Fassung des Bauausschusses 
abstimmen: 
 
 

Beschluss: 
 
Das Projekt „BW 060 Sandbergbrücke: Abbruch und Herstellung eines niveaugleichen Kno-
tenpunktes“ wird freigegeben. 
 
Die VO/2022/11646 wird wie folgt geändert und beschlossen: 
 
Das Projekt „BW 60 Sandbergbrücke“ wird freigegeben mit folgenden Maßnahmen: 
 
Es ist ein Verkehrsknoten zu planen, der insgesamt eine Verkehrsqualität der Stufe C für alle 
Verkehre aufweist, für die Haupt- Verkehrsrelation mindestens eine Verkehrsqualität der Stu-
fe B. Der ÖPNV und der Fahrradverkehr sollen erleichtert und beschleunigt werden. 
 
Das bedeutet im Einzelnen: 
 
1.1    Ersatz der alten Brücke mit vierspuriger Unterführung durch eine neue Brücke mit 
zweispuriger Unterführung für den KfZ- Verkehr, insbesondere ÖPNV. 
 
1.2    Die direkte Verbindung zwischen Heiligen- Geist- Kamp und der Travemünder Allee 
(Fahrrichtung Travemünde) bleibt erhalten. 
 
1.3    Die Anbindung der Straße „ Am Waldsaum“ ist zu berücksichtigen. Das künftige Wohn-
quartier Volksfestplatz soll über die Travemünder Allee erreichbar sein. 
 
1.4    Eine 2- oder 3- Spurigkeit der Travemünder Allee zwischen Sandberg und der Adolf-
straße ist zu prüfen und ggf. in der Planung zu berücksichtigen. 
 
1.5    Fortführung des Zwei- Richtung- Radwegs in der Travemünder Allee über den Sand-
berg hinaus. 
 
1.6    Der Bau einer neuen Brücke auf der Friedhofseite mit Unterführung gemäß ERA als 
Teilmaßnahme des geplanten Radschnellwegs Moisling- Travemünde wird geprüft. Hierzu ist 
das Votum des Runden Tisch Radverkehr einzuholen. 
 
1.7    Höhengleiche Übergänge über die B75 an den Bushaltestellen Zeppelinstraße und 
Jungborn sind zu prüfen. Die Bushaltestelle Zeppelinstraße soll barrierefrei ausgestaltet 
werden mit einer ebenerdigen Straßenquerung. 
 
1.8    Die Ergebnisse der noch ausstehenden Beratungen der Lübecker Bürgerschaft zum 
Teilgutachten Straßenbahn im Rahmen des künftigen Verkehrsentwicklungsplans sind ggf. 
zu berücksichtigen. 
 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis  
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 12 

Nein-Stimmen 3 

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  
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zu 5.2 Freigabe zur Umsetzung der Maßnahme "Erneuerung Gleis 11" im Bahnhof 
Lübeck-Skandinavienkai 
Vorlage: VO/2023/12004 

 

 
 

Auf Nachfrage des Vorsitzenden gibt es keine Wortmeldungen. 
 
Der Vorsitzende lässt über den Beschlussvorschlag abstimmen. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Bürgermeister wird ermächtigt, mit der Umsetzung der Maßnahme „Erneuerung Gleis 
11“ im Bahnhof Lübeck-Skandinavienkai zu beginnen. 
 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme X 

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 15 

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 6 Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 7 Anträge von Ausschussmitgliedern 
 

 
 
 

zu 7.1 AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN) & AM Lars Lehrke (Die 
Unabhängigen): Verbesserungen bei der Akteneinsicht 
Vorlage: VO/2023/12068 

 

 
 

An einer Erörterung der Stellungnahme der Verwaltung beteiligen sich AM Lehrke, der Vor-
sitzende und Herr Bürgermeister Lindenau, der vorsorglich darauf hinweisen möchte, dass 
das in der Stellungnahme beschriebene Verfahren zu einem erhöhten Prüfungsaufwand und 
somit zu einem höheren Zeitaufwand für die Bearbeitung von Anträgen auf Akteneinsicht 
nach § 30 GO-SH und für Terminvereinbarungen führen würde.  
 
Eine Frage von AM Dr. Flasbarth zum Fazit der Stellungnahme beantwortet Herr Ziemann.  
 
Herr Gebert schlägt vor, den Antrag auf die Beiräte zu erweitern.  
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Auf Nachfrage von AM Dr. Flasbarth weist Herr Ziemann mit Bezug auf die Beratung in der 
letzten Sitzung des Hauptausschusses hin, dass der vorliegende Antrag in dieser Form nicht 
zulässig sei und begründet dies.   
 
Es schließt sich eine Diskussion der Thematik an, an der sich AM Prieur, Herr Lindenau, 
mehrfach der Vorsitzende, erneut Herr Ziemann und mehrfach AM Dr. Flasbarth beteiligen.  
 
AM Dr. Flasbarth begründet, warum er den Antrag aufrecht erhalten möchte unter Berück-
sichtigung der Änderung, dass die im Antrag verwendete Formulierung „der Bürgermeister 
wird aufgefordert“ jeweils in „der Bürgermeister wird gebeten“ geändert wird. 
  

Der Hauptausschuss nimmt die Stellungahme  
des Bereichs Recht zur Kenntnis. 

 
Der Vorsitzende lässt über den Antrag unter Berücksichtigung der vorgenannten Änderung 
abstimmen. 
 

Beschluss: 
 
Der Bürgermeister wird aufgefordert gebeten, Mitgliedern der Lübecker Bürgerschaft bei der 
Einsichtnahme in Akten der Verwaltung das Anfertigen von Handyfotos und die Aushändi-
gung von Fotokopien zu gestatten. 
 
Zudem wird der Bürgermeister aufgefordert gebeten, eine durchgehende Paginierung in der 
Aktenführung der Lübecker Verwaltung sicherzustellen. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 3 

Nein-Stimmen 5 

Enthaltungen 7 

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 7.1.1 Akteneinsicht; hier: Stellungnahme des Bereichs Recht 
Vorlage: VO/2023/12183 

 

 
 

Die Behandlung des Tagesordnungspunkts erfolgt unter 7.1. 
 
 
 

zu 7.2 Antrag des AM Lars Lehrke (Die Unabhängigen): Austauschantrag zu Rüge 
des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung der Gremien 
Vorlage: VO/2023/12074-01 

 

 
 

AM Lehrke beantragt eine Vertagung des TOP und begründet dies mit der Kurzfristigkeit der 
Stellungnahme. 
 
Der Vorsitzende lässt über den Vertagungsantrag abstimmen: 
 

Der Hauptausschuss beschließt bei  
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zwei Gegenstimmen mehrheitlich  
die Vertagung des TOP. 

 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung X 

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 7.2.1 Rüge des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung der Gremien; hier: 
Stellungnahme des Bürgermeisters 
Vorlage: 2023/12074-01-01 

 

 
 

Die Behandlung des Tagesordnungspunkts erfolgt unter 7.2 
 
 
 

zu 8 Gleichstellung 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 9 Verschiedenes 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 

zu 10 Ende des öffentlichen Teils 
 

 
 

 
Der Vorsitzende schließt um 17.32 Uhr den öffentlichen Teil der Sitzung. Die Öffentlichkeit 
und alle nicht zur Teilnahme Berechtigten verlassen den Sitzungsraum. 
 
Die Sitzung wird um 17.34 Uhr vom Vorsitzenden mit dem nichtöffentlichen Teil fortgesetzt. 
 
 

zu 16 Bekanntgabe der im nicht öffentlichen Teil gefassten Beschlüsse 
 

 
 

Der Vorsitzende teilt mit, dass im nichtöffentlichen Teil der Sitzung drei Vorlagen des  
Bürgermeisters behandelt worden seien.  
 
Der Vorsitzende bedankt sich bei den Anwesenden und schließt um 19.38 Uhr die Sitzung. 
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Lübeck, den 15. Mai 2023 
 
 
 
 
 
 
 

 

Peter Petereit 
Vorsitzende/r   

Antje Luck 
Protokollführung 
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N I E D E R S C H R I F T 

(öffentlicher Teil) 

80. Sitzung des Hauptausschusses 
 

 

Sitzungstermin: Dienstag, 09.05.2023 

Sitzungsbeginn: 16:30 Uhr 

Sitzungsende: 17:50 Uhr 

Sitzungsort: Bürgerschaftssaal, Rathaus, 23552 Lübeck 

 Anwesende Mitglieder  

 Vorsitz  

   Peter Petereit - SPD Fraktionsvorsitzender  

 Mitglieder aus der Bürgerschaft  

   Oliver Prieur - CDU Fraktionsvorsitzender  

   Birte Duggen - BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN   

  Dr. Axel Flasbarth - BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN Stell-
vertr. Fraktionsvorsitzender 

 

   Sabine Haltern - SPD Stellvertr. Fraktionsvorsitzende  

   Ulrich Krause - CDU Stellvertr. Fraktionsvorsitzender  

   Lars Lehrke - Die Unabhängigen   

  Dr. Marek Lengen - SPD   

   Christopher Lötsch - CDU   

   Sascha Luetkens - DIE LINKE Stellvertr. Fraktionsvorsit-
zender 

 

   Thomas Misch - FREIE WÄHLER & GAL Stellvertr. Frak-
tionsvorsitzender 

 

   Thomas Rathcke - FDP Fraktionsvorsitzender  

   Peter Reinhardt - SPD Stellvertr. Fraktionsvorsitzender  

   Bernhard Simon - CDU   

   Heiko Steffen - AfD Stellvertr. Fraktionsvorsitzender Vertretung für: Herrn David Jenniches 
Fraktionsvorsitzender 

 Beratende Mitglieder ohne Stimmrecht  

   Lothar Möller - fraktionslos Fraktionsvorsitzender ab TOP 7.1 / 16.57 Uhr 

 Beiratsmitglieder  

   Christian Rettberg - Beirat für Menschen mit Behinderun-
gen  

 

   Bruno Böhm - Beirat für Senior:innen   

   Götz Gebert - Beirat für Senior:innen   
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 Weitere Teilnehmer aus Bürgerschaft und Fraktion  

   Antje Jansen - FREIE WÄHLER & GAL Fraktionsvorsit-
zende 

 

   Katjana Zunft - fraktionslos Fraktionsvorsitzende  

 Verwaltung  

  Senatorin Monika Frank - FB 4 - Kultur und Bildung   

  Senatorin Pia Steinrücke - FB 2 - Wirtschaft und Soziales   

  Senatorin Joanna Hagen - FB 5 - Planen und Bauen   

   Arnd Babendererde -  5.651  GMHL  

   Oliver Groth - 1.101 Bürgermeisterkanzlei   

   Ralf Kuschmierz -  Controlling FB2  

   Manfred Uhlig -  1.201 Haushalt und Steuerung  

   Gert Wadehn - Senioreneinrichtungen   

   Sebastian Ziemann - 1.300 Recht   

 Protokollführung  

   Antje Luck - 1.101 Bürgermeisterkanzlei   

 Entschuldigte Mitglieder  

 Mitglieder aus der Bürgerschaft  

   David Jenniches - AfD Fraktionsvorsitzender entschuldigt 

 Beratende Mitglieder ohne Stimmrecht  

   Wolfgang Neskovic - Fraktion 21 Fraktionsvorsitzender entschuldigt 

 Verwaltung  

  Bürgermeister Jan Lindenau - FB 1 - Bürgermeister  entschuldigt 

  Senator Ludger Hinsen - FB 3 - Umwelt, Sicherheit und 
Ordnung  

entschuldigt 
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T a g e s o r d n u n g: 
 

Öffentlicher Teil: 

 

 1 Eröffnung / Begrüßung / Feststellung der Tagesordnung / 
Verpflichtungen 

 
 

  

 2 Genehmigung der Niederschrift  
   

 3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen  
   

 3.1 Anfrage des AM Thomas Rathcke (FDP) zum Bolzplatz in 
Groß Steinrade 

VO/2023/12216 
 

  

 3.2 Anfrage AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜ-
NEN): Berechnung von Gebühren für die Baugenehmigung 
von Wärmeanlagen 

VO/2023/12219 
 

  

 3.3 NEU: mündl. Anfrage von AM Simon betr. Sachstand der 
Beantwortung seiner Anfrage Nr. VO/2021/10226 Aktivitä-
ten der Verwaltung im Zusammenhang mit der Festen 
Fehmarnbeltquerung 

 
 

  

 3.4 Neu: mündl. Anfrage von AM Luetkens betr. Einführung des 
sog. Deutschland-Tickets 

 
 

  

 3.5 NEU: mündl. Anfrage von AM Rathcke betr. Parkplatzsitati-
on Mediadocks 

 
 

  

 3.6 NEU: mündl. Anfrage von AM Prieur betr. Sachstand seiner 
Anfrage zum Planungsstand Parkhaus mittlere Wallhalbhin-
sel 

 
 

  

 3.7 NEU: mündl. Anfrage von AM Duggen betr. Parkplatzsitua-
tion Roonstraße 

 
 

  

 4 Berichte  
   

 5 Beschlussvorlagen  
   

 6 Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft  
   

 7 Anträge von Ausschussmitgliedern  
   

 7.1 Antrag des AM Lars Lehrke (Die Unabhängigen): Aus-
tauschantrag zu Rüge des Bürgermeisters wegen mangeln-
der Unterrichtung der Gremien 

VO/2023/12074-01 
 

  

 7.1.1 Rüge des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung 
der Gremien; hier: Stellungnahme des Bürgermeisters 

2023/12074-01-01 
 

  

 7.2 AT zu Dringlichkeitsantrag AM Dr. Axel Flasbarth (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN): Umsetzung Brandschutzkonzept im 
Heiligen-Geist-Hospital 

VO/2023/12210-01 
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 8 Gleichstellung  
   

 9 Verschiedenes  
   

 10 Ende des öffentlichen Teils  
   

 13 Bekanntgabe der im nicht öffentlichen Teil gefassten Be-
schlüsse 
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Öffentlicher Teil: 

 
 

zu 1 Eröffnung / Begrüßung / Feststellung der Tagesordnung / Verpflichtungen 
 

 
 

 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung mit der Feststellung der 
Beschlussfähigkeit. 
 
Ferner macht der Vorsitzende darauf aufmerksam, dass Personen, die möglicherweise be-
fangen sein könnten, verpflichtet sind, dieses mitzuteilen. Ob jemand befangen sein könnte, 
entscheidet im Zweifel der Ausschuss. 
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass Herr Bürgermeister Lindenau aufgrund eines wichtigen aus-
wärtigen Termins nicht an der heutigen Sitzung des Hauptausschusses teilnehmen kann und 
daher von der Ersten stellv. Bürgermeisterin Frau Senatorin Hagen vertreten wird.   
 
Der Vorsitzende teilt weiter mit, dass der NDR mit einem Filmteam zur heutigen Sitzung an-
wesend ist und beabsichtigt, Filmaufnahmen anzufertigen. Gem. § 35 (4) GO SH ist hierfür 
das Einverständnis aller Anwesenden erforderlich. Auf Nachfrage des Vorsitzenden gibt es 
keine Einwände gegen die Filmaufnahmen.   
 
Der Vorsitzende weist zudem darauf hin, dass Tonbandaufzeichnungen vorgenommen wer-
den, die ausschließlich der Protokollerstellung dienen. 
 
Der Vorsitzende weist darauf hin, dass nachstehende Unterlagen zur heutigen Sitzung noch 
eingereicht wurden: 
 
NEU TOP 3.1/VO 12216   Anfrage AM Thomas Rathcke (FDP) zum Bolzplatz in Groß Stein-

rade 

NEU TOP 3.2/VO 12219  Anfrage AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN): Be-

rechnung von Gebühren für die Baugenehmigung von Wärmeanla-

gen 

NEU TOP 7.2/VO 12210-01   AT zu Dringlichkeitsantrag AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN): Umsetzung Brandschutzkonzept im Heiligen-Geist-

Hospital 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass für den TOP 7.2 eine Erweiterung der Tagesordnung 
im Wege der Dringlichkeit gem. § 34 (4) GO SH erforderlich sei. Der Beschluss bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Hauptausschusses. 
 
AM Dr. Flasbarth begründet die Dringlichkeit seines Antrags damit, dass zur Abwendung der 
im September drohenden Nutzungsuntersagung jeder Tag zählen würde. Zudem würde sich 
die Verwaltung weigern, die offenen Punkte des Brandschutzkonzeptes umzusetzen.  
 
AM Reinhardt kann die Behauptung von AM Dr. Flasbarth hinsichtlich einer Weigerung der 
Verwaltung nicht nachvollziehen und spricht sich gegen die Dringlichkeit des Antrags aus.   
 
Der Vorsitzenden lässt über die Erweiterung der Tagesordnung um den TOP 7.2 im Wege 
der Dringlichkeit abstimmen.   
 

Der Hauptausschuss lehnt die Erweiterung der TO um den  
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TOP 7.2 bei 9 Ja-Stimmen und 6 Nein-Stimmen ab.  
 

Der Vorsitzende weist darauf hin, dass bis zur nächsten Sitzung die Zuständigkeit des 
Hauptausschusses für diesen Antrag durch die Verwaltung noch geprüft werde.  
 
Im Weiteren gibt der Vorsitzende bekannt, dass der Hauptausschuss in seiner letzten Sit-
zung am 25.04.2023 folgende Beschlüsse im nichtöffentlichen Teil gefasst hat: 
 

 Der Bürgermeister wird beauftragt, die Erstellung eines kommunalen Wärme- und 
Kälteplans gemäß §7 EWKG zu vergeben. 

 

 Das Vertragsverhältnis zur Stromlieferung zwischen der Hansestadt Lübeck und der 
Stadtwerke Lübeck Energie GmbH ist nach einer wirtschaftlich notwendigen und den 
neuen Marktverhältnissen gerecht werdenden Anpassung der vertraglich fixierten 
Preisen für den Lieferzeitraum 01.01.2024 bis 31.12.2025 fortzusetzen. 

 
AM Haltern beantragt die Vertagung des Tagesordnungspunktes 7.1 und begründet ihren 
Antrag damit, dass es unangemessen sei, über eine Rüge des Bürgermeisters in seiner Ab-
wesenheit zu debattieren.  
 
Der Vorsitzende lässt über den Vertagungsantrag abstimmen. 
 

Der Hauptausschuss lehnt die Vertagung  
des TOP 7.1 mit 6 Ja-Stimmen und 9  

Nein-Stimmen mit Stimmenmehrheit ab.  
 

Auf Nachfrage des Vorsitzenden werden keine weiteren Änderungswünsche zur Tagesord-
nung vorgetragen. 
 

Der Hauptausschuss stellt die Tagesordnung  
einstimmig fest. 

  
 
 

zu 2 Genehmigung der Niederschrift 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 3 Anfragen / Antworten / Mitteilungen 
 

 
 
 

zu 3.1 Anfrage des AM Thomas Rathcke (FDP) zum Bolzplatz in Groß Steinrade 
Vorlage: VO/2023/12216 

 

 
 

Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt.  
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  
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Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.2 Anfrage AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN): Berechnung von 
Gebühren für die Baugenehmigung von Wärmeanlagen 
Vorlage: VO/2023/12219 

 

 
 

Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt.  
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.3 NEU: mündl. Anfrage von AM Simon betr. Sachstand der Beantwortung seiner 
Anfrage Nr. VO/2021/10226 Aktivitäten der Verwaltung im Zusammenhang mit 
der Festen Fehmarnbeltquerung 

 

 
 

AM Simon fragt nach der Beantwortung seiner Anfrage betr. Aktivitäten der Verwaltung im 
Zusammenhang mit der Festen Fehmarnbeltquerung und kritisiert die Bearbeitungsdauer 
von nunmehr fast zwei Jahren.  
 
Frau Senatorin Hagen weist auf die Vielzahl der Anfragen aus den politischen Gremien an 
die Verwaltung hin, die größtenteils zeitnah beantwortet würden und erläutert mögliche 
Gründe für eine längere Bearbeitungszeit von Anfragen. Weiterhin spricht Frau Hagen The-
menbereiche an, an denen die Verwaltung im Zusammenhang mit der Festen Fehmarnbelt-
querung arbeitet. Frau Hagen sagt für die nächste Sitzung eine Information über den Bear-
beitungsstand der Anfrage zu. 
 
  
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  
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zu 3.4 Neu: mündl. Anfrage von AM Luetkens betr. Einführung des sog. Deutschland-
Tickets 

 

 
 

AM Luetkens fragt unter Bezugnahme auf die Regelung des Stadtverkehrs, dass bei Nut-
zung des 49 Euro Tickets für mitzuführende Hunde eine Einzelkarte Kind zu lösen ist, welche 
Einnahmen der Stadtverkehr hieraus erwartet.  
 
Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt. 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.5 NEU: mündl. Anfrage von AM Rathcke betr. Parkplatzsitation Mediadocks 
 

 
 

AM Rathcke fragt unter Bezugnahme auf die Parkplatzsituation an den Media Docks nach 
dem weiteren Vorgehen seitens der KWL gegenüber den Parkplatzpächtern sowie nach der 
Lösung der Verwaltung für die wegfallenden Parkplätze. 
 
Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt. 
 
   
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.6 NEU: mündl. Anfrage von AM Prieur betr. Sachstand seiner Anfrage zum Pla-
nungsstand Parkhaus mittlere Wallhalbhinsel 

 

 
 

Auf Nachfrage von AM Prieur zum Sachstand der Beantwortung seiner Anfrage zum Pla-
nungsstand Parkhaus mittlere Wallhalbinsel teilt Frau Senatorin Hagen mit, dass die Verwal-
tung an einem schriftlichen Bericht zu der Thematik arbeite. 
 

26 von 33 in Zusammenstellung



 Seite: 9/15 

 

 
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 3.7 NEU: mündl. Anfrage von AM Duggen betr. Parkplatzsituation Roonstraße 
 

 
 

AM Duggen fragt unter Bezugnahme auf die geplante Aufhebung des Parkraums in der 
Roonstraße zwischen dem Geh- und Radweg im Bereich Hövelnstraße und Walderseestra-
ße, ob in Fortführung der Regelung in der Marlistraße ein beidseitiges Parken auf der rech-
ten Fahrspur auch in der Roonstraße möglich wäre.  
 
Eine schriftliche Beantwortung der Anfrage wird zugesagt. 
 
Auf Nachfrage des Vorsitzenden werden keine weiteren Anfragen vorgetragen. Der Vorsit-
zende weist die Ausschussmitglieder darauf hin, künftig die Zuordnung von Anfragen zu den 
zuständigen Fachausschüssen einzuhalten.  
 
 

 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen  

Nein-Stimmen  

Enthaltungen  

Kenntnisnahme X 

Vertagung  

Ohne Votum  

 
 

 
 

zu 4 Berichte 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 5 Beschlussvorlagen 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 6 Überweisungsaufträge aus der Bürgerschaft 
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Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 7 Anträge von Ausschussmitgliedern 
 

 
 
 

zu 7.1 Antrag des AM Lars Lehrke (Die Unabhängigen): Austauschantrag zu Rüge 
des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung der Gremien 
Vorlage: VO/2023/12074-01 

 

 
 

Der Vorsitzende erteilt Herrn Ziemann das Wort. 
 
Herr Ziemann nimmt Bezug auf die bisherige Erörterung der Thematik im Hauptausschuss 
und erhebt Einwände gegen die Rüge aus rechtlicher Sicht. Herr Ziemann geht auf zwei für 
ihn wesentlichen Aspekte ein und führt zum einen aus, dass die formulierten Vorwürfe einer 
vorsätzlichen Verletzung von Dienstpflichten des Bürgermeisters keine einfache Rüge, son-
dern eine qualifizierte Missbilligung darstellen würden. Diese könne der Hauptausschuss in 
seiner Eigenschaft als Dienstvorgesetzter jedoch nicht aussprechen, da ihm die Disziplinar-
befugnis fehle. Dies sei vielmehr Sache der Kommunalaufsicht. Zum anderen gibt Herr Zie-
mann zu den Punkten 3 und 4 des Antrags zu bedenken, dass mit dem nicht erwiesenen 
Vorwurf der Lüge der Tatbestand der üblen Nachrede gem. § 186 StGB erfüllt sein könnte.   
 
Eine Nachfrage von AM Lehrke zur Zuständigkeit des Hauptausschusses beantwortet Herr 
Ziemann. 
 
Eine Nachfrage von AM Dr. Flasbarth zur Unterscheidung zwischen einfacher und qualifizier-
ter Missbilligung beantwortet Herr Ziemann. 
 
Auf Antrag von AM Lehrke wird die Sitzung um 16.56 Uhr für 10 Minuten unterbrochen. 
 
Nach Wiedereintritt in die Tagesordnung um 17.06 Uhr teilt Herr Lehrke mit, dass er seinen 
Antrag aufrechterhält und begründet dies. 
 
AM Prieur spricht hierzu und beantragt eine punktweise Abstimmung des Antrags. 
 
Der Vorsitzende bittet darum, den anschließenden Redebeitrag von AM Dr. Flasbarth wört-
lich zu Protokoll zu nehmen. 
 
Wortprotokoll Redebeitrag AM Dr. Flasbarth: 
Ich möchte mich bei Herrn Ziemann bedanken für die rechtlichen Ausführungen. Wir glauben 
in der Tat, dass es sich hier jetzt um eine einfache Missbilligung handelt. Und wenn sich 
dann im Nachhinein herausstellt, dass es eine qualifizierte ist, dann wird das halt ein Fall für 
die Kommunalaufsicht. Wir unterstützen den Antrag der Unabhängigen, auch aus unserer 
Sicht ist das Verhalten des Bürgermeisters zu rügen. Und ich möchte gerne aus einem Pro-
tokoll vorlesen. Ein Protokoll, dass öffentlich geworden ist dadurch, dass die Angehörigenini-
tiative des HGH per Informationszugangsgesetz Zugang zu diesem Protokoll bekommen hat. 
Und darum darf ich das hier verlesen. Das ist ein Protokoll von einem Treffen am 
08.03.2022. An diesem Treffen haben ungefähr zwanzig Leute teilgenommen, auch der Bür-
germeister, Frau Hagen, der ehemalige Sozial- und Wirtschaftssenator, einige Bereichslei-
ter:innen, Abteilungsleiter:innen, externe Planer. Und in diesem Protokoll ist vermerkt, wie 
gesagt am 08.03. fand das Meeting statt, ist die Aussage vermerkt: „Bisher gilt die Aussage 
der Bürgerschaft, das HGH wird auch weiterhin ein Alten- und Pflegeheim sein. Abteilungs-
leiter XY weist deshalb deutlich darauf hin, dass die Bürgerschaft als beschlussfassendes 
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Organ zeitnah zu informieren ist.“ März 22. Also zum einen weist ein Abteilungsleiter deutlich 
darauf hin, das Wort „deutlich“ steht so im Protokoll, und auch die Protokollierende fand es 
offensichtlich so wichtig, diese Nachricht aufzunehmen ins Protokoll, so dass es dann alle 
lesen können. Ich kann es gerne nochmal lesen, im Protokoll steht „Bisher gilt die Aussage 
der Bürgerschaft, das HGH wird auch weiterhin ein Alten- und Pflegeheim sein. Abeilungslei-
terin XY weist deshalb deutlich darauf hin, dass die Bürgerschaft als beschlussfassendes 
Organ zeitnah zu informieren ist.“ Das war im März. Im März ist außerdem die grundlegende 
Planung gestoppt worden für das HGH und im März ist auch die Kostenzusammenstellung 
gestoppt worden. Die letzte Kostenzusammenstellung, die wir bis heute haben, ist aus dem 
März. Im Juni gab es dann ein weiteres Treffen, ungefähr im gleichen Kreis. Diesmal war 
auch Frau Steinrücke dabei und nicht Herr Schindler. Und dort steht im Protokoll ganz expli-
zit das vermerkt, was auch der Bürgermeister in seiner Stellungnahme erwähnt hat. Die 
grundhafte Sanierung und die Umsetzung des genehmigten Brandschutzkonzeptes wurden 
ganz explizit gestoppt. Das wurde der Bürgerschaft nicht mitgeteilt. Und im September 2022 
habe ich dann im Hauptausschuss nach einem Sachstandsbericht zum Brandschutz gefragt. 
Das konnte oder wollte mündlich nicht beantwortet werden und darum gab es schriftlich im 
September 2022 die Aussage: „Momentan erfolgt die Erarbeitung einer Kostenzusammen-
stellung im Sinne einer Machbarkeitsstudie und parallel dazu wird ein Interimskonzept er-
stellt.“ So, diese Aussage ist aus meiner Sicht zum einen eine Lüge und zum anderen ist sie 
aus meiner Sicht eine arglistige Täuschung. Es ist eine bewusste Täuschung der Bürger-
schaft, denn bis zum September sind wir davon ausgegangen und war der Informationsstand 
der Bürgerschaft, dass wir in Q1 oder Q2 letzten Jahres ein Konzept bekommen sollten für 
die Umsetzung des Brandschutzes. Wenn dann auf eine Nachfrage nach dem Brandschutz 
geantwortet wird, ja wir arbeiten an einer Kostenzusammenstellung im Sinne einer Machbar-
keitsstudie, dann ist der Eindruck, den man gewinnen muss, es wird weiterhin am Brand-
schutz gearbeitet. Stattdessen wurde aber nicht mehr an der Umsetzung des Brandschutz-
konzepts gearbeitet. Es wurde die Schließung vorbereitet. Es war die Schließung beschlos-
sen, die Schließung wurde vorbereitet, es bestand ein Aufnahmestopp und es drohte eine 
Nutzungsuntersagung. Und das Ganze ist ein halbes Jahr passiert nachdem die Mitarbei-
ter:innen den Bürgermeister darauf aufmerksam gemacht haben. Warum war das eine Lü-
ge? Das war eine Lüge, weil momentan wie in dieser Antwort steht eben keine Kostenzu-
sammenstellung erfolgte. Die Kostenzusammenstellung wurde im März gestoppt. Wir haben 
den Planer gefragt, „Wann haben Sie gearbeitet an der Kostenzusammenstellung?“ Der Pla-
ner hat gesagt „Ich habe im März aufgehört und im Dezember nach dem Bürgerschaftsbe-
schluss habe ich wieder angefangen. Im September habe ich nicht an der Kostenzusam-
menstellung gearbeitet.“ 

 Ende Wortprotokoll - 
 
Herr Groth erläutert mit Bezug auf die Stellungnahme des Bürgermeisters den Ablauf seitens 
der Verwaltung und stellt klar, dass es in dem vom AM Dr. Flasbarth zitierten Gespräch nicht 
darum ging, die generelle Planung zu stoppen, sondern ein Interimskonzept mit der Bauord-
nung abzustimmen, um eine sofortige Nutzungsuntersagung zu verhindern. Herr Groth 
macht weiterhin deutlich, dass die Verwaltung zu keinem Zeitpunkt eine Planung gestoppt 
habe, sondern im Rahmen von Prioritätensetzung gehandelt worden sei und dass der Bür-
germeister hinsichtlich der Information der Gremien den ihm zustehenden Ermessenspiel-
raum ausgeübt habe.  
 
Frau Zunft bemängelt die späte Information durch den Bürgermeister und hinterfragt das 
ausgeübte Ermessen.  
Herr Groth weist darauf hin, dass die Verwaltung auf der Grundlage von Fakten berichtet, 
wenn der Sachverhalt aufgeklärt ist und die Verwaltung Lösungen anbieten kann. Alles an-
dere sei aus seiner Sicht fahrlässig.  
 
An der weiteren Diskussion beteiligen sich AM Duggen, Herr Groth, AM Dr. Flassbarth, AM 
Luetkens, Frau Jansen, AM Reinhardt, AM Dr. Lengen, Frau Zunft und AM Lehrke. 
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AM Duggen vertritt die Auffassung, des es sich bei der Rüge nicht um eine qualifizierte 
Missbilligung handeln würde. Sie kritisiert die Ausführungen von Herrn Ziemann hinsichtlich 
möglicher Anhaltspunkte für eine strafbare Handlung.  
 
AM Dr. Flassbarth bittet, seinen folgenden Wortbeitrag zu Protokoll zu nehmen: 
AM Dr. Flassbarth führt aus, dass er sein Auswahlermessen hinsichtlich der Rüge sehr sorg-
fältig abgewogen habe. Im Weiteren teilt AM Dr. Flassbarth mit, dass er es begrüßen würde, 
wenn der Bürgermeister rechtliche Schritte einleiten würde, damit von professioneller und 
offizieller Seite dieses Fehlverhalten aufgeklärt werden könne. 
 
Frau Jansen spricht sich dafür aus, die Kommunalaufsicht als neutrale Stelle einzubinden. 
 
AM Reinhardt betont, dass bislang in keiner Weise ein Beschluss gefasst worden sei, das 
HGH zu schließen.  
 
AM Dr. Lengen beurteilt das Verhalten des Bürgermeisters als angemessen und besonnen.  
 
AM Lehrke erklärt, dass er Herrn Lindenau mit dem Antrag nicht persönlich diskreditieren 
möchte und dass es sich bei der Rüge seiner Meinung nach nicht um eine qualifizierte Miss-
billigung handeln würde. Vielmehr gehe es ihm darum, auf die künftige Zusammenarbeit der 
Verwaltung mit der Politik einzuwirken.   
 
Eine Nachfrage von Frau Zunft zur Ausübung des Ermessens durch den Bürgermeister be-
antwortet Herr Groth.  
 
Zu den Ausführungen von AM Lehrke weist Herr Groth auf den Unterschied zwischen dem 
Vorwurf einer zu späten und unvollständigen Information und dem Vorwurf einer wahrheits-
widrigen Information hin.  
Zur Umsetzung des Brandschutzkonzepts nimmt Herr Groth auf die umfängliche Berichter-
stattung zu der Thematik im Sozialausschuss Bezug und gibt zu bedenken, dass diese Auf-
gabe einen umfassenden und zeitintensiven Planungs- und Umsetzungsprozess von zwei 
bis drei Jahren erfordere. Herr Groth führt weiter an, dass fraglich sei, ob die Stiftung als 
Bauherr in der Lage sei, den finanziellen Umfang der Umsetzung des Brandschutzkonzepts 
von ca. 8,5 Mio. Euro zu bewerkstelligen.  
Im Weiteren unterscheidet Herr Groth zwischen den strategischen Vorgaben der Politik und 
der operativen Umsetzung durch die Verwaltung und stellt klar, dass die Entscheidung über 
die Verhängung des Aufnahmestopps alternativlos gewesen sei. Herr Groth spricht sich da-
für aus, den Blick in die Zukunft zu richten und sich der Frage zuzuwenden, wie die HL eine 
moderne Pflege gestalten möchte.      
 
Der Vorsitzende bittet seinen Hinweis zu Protokoll zu nehmen, dass mit den Punkten 3 und 4 
des Antrags der Tatbestand der üblen Nachrede erfüllt sein könnte. Der Vorsitzende äußert 
erhebliche Bedenken, als Ausschuss darüber so abzustimmen  
 
Auf Nachfrage des Vorsitzenden ist der Ausschuss einstimmig mit dern von AM Prieur bean-
tragten Vorgehen einer punktweisen Abstimmung des Antrags einverstanden. 
 
Der Vorsitzende lässt über den Antrag ziffernweise abstimmen.   
 
Im Anschluss an die Beschlussfassung gibt Frau Senatorin Hagen bekannt, dass sich der 
Bürgermeister den Widerspruch vorbehält.  
 
 

Beschluss: 

Rüge des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung der Gemeindevertretung zur 

Situation der SeniorInneneinrichtung im HGH 

1. Der Hauptausschuss stellt fest, dass der Bürgermeister trotz Kenntnis einer drohenden 

Nutzungsuntersagung im HGH seiner Auskunftsverpflichtung nicht nachgekommen ist. 
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2. Der Hauptausschuss stellt fest, dass der Bürgermeister seiner Auskunftsverpflichtung über 

den am 06.04.2022 verhängten Aufnahmestopp in der SeniorInneneinrichtung im HGH nicht 

nachgekommen ist.  

3. Der Hauptausschuss stellt fest, dass der Bürgermeister wider besseren Wissen die Un-

wahrheit zum Brandschutz im HGH behauptet hat, als er im September 2022 schriftlich be-

richtete, es würde an "Kostenzusammenstellungen im Sinne einer Machbarkeitsstudie" ge-

arbeitet", obwohl er selbst diese Arbeiten bereits im Juni 2022 gestoppt hat.  

4. Der Hauptausschuss stellt fest, dass der Bürgermeister durch die wiederholte Nichtbeach-

tung seiner Auskunftspflicht und die Behauptung von Unwahrheiten wider besseren Wissens 

die rechtzeitige Befassung der Gremien mit dem Sachverhalt vereitelt hat. 

5. Der Hauptausschuss rügt dieses Verhalten des Bürgermeisters. 

6. Bürgermeister Lindenau wird aufgefordert, ab sofort die Ausschüsse und die Bürgerschaft 
über alle wichtigen Angelegenheiten der Selbstverwaltung zu unterrichten und rechtzeitig 
Handlungsoptionen darzulegen. 
 

 
 
 

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
Ziffer 1 

 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen 6 

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

   

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
Ziffer 2 

 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen 6 

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

   

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
Ziffer 3 

 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 3 

Nein-Stimmen 7 

Enthaltungen 5 

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

   

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
Ziffer 4 

 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 2 

Nein-Stimmen 7 

Enthaltungen 6 

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

   

 
 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  
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zu 7.1.1 Rüge des Bürgermeisters wegen mangelnder Unterrichtung der Gremien; hier: 
Stellungnahme des Bürgermeisters 
Vorlage: 2023/12074-01-01 

 

 
 

Siehe TOP 7.1 
 
 
 

zu 7.2 AT zu Dringlichkeitsantrag AM Dr. Axel Flasbarth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Umsetzung Brandschutzkonzept im Heiligen-Geist-Hospital 
Vorlage: VO/2023/12210-01 

 

 
 

Entfällt. 
 
 
 

zu 8 Gleichstellung 
 

 
 

Es liegt nichts vor. 
 
 
 

zu 9 Verschiedenes 
 

 
 

 
Es liegt nichts vor. 
 
 

zu 10 Ende des öffentlichen Teils 
 

 
 

 
Der Vorsitzende bedankt sich bei den Anwesenden und schließt um 17.50 Uhr die Sitzung.. 
 
 

zu 13 Bekanntgabe der im nicht öffentlichen Teil gefassten Beschlüsse 
 

 
 

 
Abstimmungsergebnis 
Ziffer 5 

 

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen 6 

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  

   

 
 
 

Abstimmungsergebnis 
Ziffer 6 

 

einstimmige Annahme  

einstimmige Ablehnung  

Ja-Stimmen 9 

Nein-Stimmen 6 

Enthaltungen  

Kenntnisnahme  

Vertagung  

Ohne Votum  
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Entfällt. 
 
 
 
 
 
Lübeck, den 23. Mai 2023 
 
 
 
 
 
 
 

 

Peter Petereit 
Vorsitzende/r   

Antje Luck 
Protokollführung 
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